
Würdigung dazu geeigneter tatsächlicher Umstände ein 
fahrlässiges oder gar vorsätzliches schädigendes Verhal­
ten zum Vorwurf zu machen, d. h., das Verschulden des 
Werktätigen zu unterstellen. In Wirklichkeit fehlt für 
die Feststellung des Verschuldens in diesen Fällen die 
tragende Grundlage. Die Verpflichtung des Werktätigen 
zur Leistung von Schadenersatz durch Urteil oder Be­
schluß entspricht dann nicht den gesetzlichen Anforde­
rungen.
Dennoch gibt es Beispiele dafür, daß Arbeitsgerichte 
das Verschulden unterstellen. Das Kreisarbeitsgericht 
Jena hat in der Sache KA 86/61 (Urteil des Obersten 
Gerichts vom 27. April 1962 — Za 7/62)* fahrlässige Scha­
densverursachung unterstellt und einen Werktätigen 
zum Schadenersatz verurteilt. Der Werktätige ist ge­
lernter Glasmacher und war berufsfremd als alleinige 
Verkaufskraft in einem Kiosk tätig. Das Kreisarbeits­
gericht hielt lediglich auf Grund des Vorbringens des 
Betriebes den Sachverhalt für ausreichend geklärt und 
entschied in Abwesenheit des Werktätigen, der trotz 
ordnungsgemäßer Ladung nicht zum Verhandlungster­
min vor dem Kreisarbeitsgericht erschien. Anstatt zu­
nächst einen neuen Termin zur mündlichen Verhand­
lung anzuberaumen und den Werktätigen unter nach­
drücklichem Hinweis auf seine gesetzliche Teilnahme- 
und Mitwirkungspflicht als Prozeßpartei hierzu zu laden, 
hat es sein Fernbleiben von der mündlichen Verhand­
lung als Bestätigung des tatsächlichen Vorbringens des 
Betriebes gewertet. Demgemäß hat es als erwiesen an­
gesehen, daß der Werktätige Flaschen ohne Pfand ab­
gegeben habe, daß ihm Fehler beim Geldwechseln 
unterlaufen seien und daß er fremden Personen Zutritt 
zum Kiosk gewährt habe. Im übrigen meinte das Kreis­
arbeitsgericht, genügten wenige Umstände, um dem 
Leiter einer Einmannverkaufsstelle das Verschulden an 
der Entstehung von Fehlbeträgen nachzuweisen. Das 
Vorbringen des Betriebes rechtfertigte den mit der 
Klage geltend gemachten Anspruch jedoch gar nicht. 
Das Kreisarbeitsgericht hat somit seine Entscheidung 
gesetzwidrig auf eine Schuldvermutung in Verbindung 
mit der Umkehrung der Beweislast gestützt. Dagegen 
hätte es den Arbeitsstreitfall erst nach wiederholtem 
Fernbleiben des Wei'ktätigen von der Verhandlung auch 
ohne seine Mitwirkung entscheiden dürfen, dann aller­
dings gemäß § 37 Abs. 1 Arbeitsgerichtsordnung nur 
nach ausreichender Sachverhaltsaufklärung unter Ein­
schluß erforderlicher Beweisaufnahmen.’ ■»
Das Kreisarbeitsgericht Hagenow unterstellte in der 
Sache KA 28/61 (Urteil des Obersten Gerichts vom 
29. Juni 1962 — Za 17/62) sogar Vorsatz als Schuld­
form. In einem Strafverfahren hatte das Kreisgericht 
Hagenow sehr gründliche Feststellungen über die Höhe 
des von der Werktätigen vorsätzlich verursachten Scha­
dens getroffen. Die Protokolle mehrerer Zeugenverneh­
mungen, die sich in der Strafakte befinden, ergaben 
außerdem mit aller Klarheit, daß die Werktätige zahl­
reiche Verletzungen ihrer Arbeitspflichten begangen 
hat, die zu Schäden an den ihr anvertrauten Vermögens­
werten führen mußten, wobei ihr jedoch nur Fahrlässig­
keit zum Vorwurf gemacht werden kann. Diese Fälle 
fahrlässiger Schadensverursachung sind jedoch im Urteil 
des Kreisgerichts nicht gewürdigt worden, da sie keine 
strafbaren Handlungen darstellen. Die Strafakte ergab 
somit, daß der Gesamtfehlbetrag aus einem vorsätzlich 
und einem fahrlässig verursachten Teil besteht. Das 
Kreisarbeitsgericht hat bei der Verhandlung über den 
Schadenersatzanspruch des Betriebes dem Verhand­
lungsprotokoll zufolge unzulässigerweise keine eigene 
Sachverhaltsaufklärung betrieben. Dennoch hat es die 
Werktätige zum Schadenersatz in der vollen vom Be­
trieb geltend gemachten Höhe verurteilt. Das Kreis-
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arbeitsgericht hat einfach Vorsatz als Schuldform auf 
den gesamten Schaden bezogen und der Werktätigen 
unterstellt. Die schon dem Kreisgericht bekannten 
Pflichtverletzungen der Werktätigen auf dem Gebiet des 
Abrechnungs- und Belegwesens hat das Kreisarbeits­
gericht ihr als bewußte Pflichtverletzung zum Vorwurf 
gemacht und das fälschlich mit vorsätzlicher Schadens­
verursachung gleichgesetzt.
Neben dieser Erscheinung ist festzustellen, daß verschie­
dene Arbeitsgerichte die Schuldformen verwischen. Ins­
besondere wird die Grenze zwischen der bewußten 
Fahrlässigkeit und dem bedingten Vorsatz verwischt, 
wodurch zum Nachteil des Werktätigen die für den Fall 
der fahrlässigen Schadensverursachung gesetzlich fest­
gelegte Beschränkung der materiellen Verantwortlich­
keit bis zum Betrag eines monatlichen Tariflohnes be­
seitigt wird.
Diese gesetzwidrige Praxis der Arbeitsgerichte darf 
nicht fortgesetzt werden.
Verschiedentlich wurde bei der Anwendung der Bestim­
mung des § 113 Abs. 2 Buchstabe b Gesetzbuch der 
Arbeit davon abgesehen, die schuldhafte Schadensver­
ursachung zu prüfen. Das ist falsch. Auch hier gilt der 
Grundsatz, daß Werktätige nur für schuldhaft ver­
ursachte Schäden materiell verantwortlich gemacht 
werden können. Den Werktätigen oder Kollektiven, die 
in § 113 Abs. 2 Buchstabe b Gesetzbuch der Arbeit be­
zeichnet sind, obliegt eine besondere Obhutspflicht für 
das Geld oder die Sachwerte; sie tragen dafür die Ver­
antwortung und sind rechenschaftspflichtig. Die Obhuts­
pflicht dieser Werktätigen für Geld oder Sachwerte 
schließt die Notwendigkeit einer sorgfältigen und gewis­
senhaften Prüfung und Feststellung der Ursachen des 
Schadens durch gründliche Aufklärung des Sachverhalts 
im arbeitsgerichtlichen Verfahren nicht aus. Es ist des­
halb unzulässig, in diesen Fällen von vornherein von einer 
Prüfung der Ursachen des Schadens abzusehen oder Ver­
schulden zu unterstellen. Erst wenn trotz umfassender 
Sachverhaltsaufklärung und Ausschöpfung aller dem Ar­
beitsgericht zur Verfügung stehenden Aufklärungsmittel 
und -möglichkeiten nicht festgestellt werden konnte, 
daß der Werktätige oder das Kollektiv den Schaden 
nicht schuldhaft verursacht haben, tritt die materielle 
Verantwortlichkeit ein.
4. Zur Aufdeckung und Bekämpfung der Ursachen von 
Schäden am sozialistischen F.igenlum
Die Aufdeckung und Bekämpfung der Ursachen von 
Schäden am sozialistischen Eigentum geschieht am er­
folgreichsten, wenn dabei die Werktätigen umfassend 
mitwirken. Im Produktionsaufgebot zeigt sich, wie die 
werktätigen Menschen, besonders in den Kollektiven 
der sozialistischen Arbeit, aktiven Einfluß auf die Ge­
staltung der Produktion und der Arbeitsbedingungen 
nehmen. Dabei entstehen immer stärker die Kräfte, die 
erforderlich sind, in der Öffentlichkeit den Kampf gegen 
Schäden am sozialistischen Eigentum zu führen und eine 
Atmosphäre der Unduldsamkeit gegenüber einer nach­
lässigen Einstellung zum sozialistischen Eigentum zu 
sch affen.
Gemäß § 112 Abs. 1 Gesetzbuch der Arbeit haben die 
Betriebsleiter unter Teilnahme der Werktätigen unver­
züglich die Ursachen von Schäden am sozialistischen 
Eigentum aufzudecken und zu beseitigen. Nach dem 
Gesetz sollen nicht erst die Arbeitsgerichte damit begin­
nen, wenn sie mit einem Streitfall über die materielle 
Verantwortlichkeit eines Werktätigen befaßt werden. 
Die Arbeitsgerichte sind vielmehr verpflichtet und be­
fugt, in Streitfällen über die materielle Verantwortlich­
keit von Werktätigen bei der Vorbereitung der münd­
lichen Verhandlung die Betriebsleiter dazu anzuhalten, 
ihre gesetzliche Verpflichtung zur Aufdeckung und Be­
kämpfung der Ursachen von Schäden am sozialistischen
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